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Kreis Lippe 
 
10 Bekanntmachung Öffentliche Zustellung einer 

Anhörung 
 
An Herrn Ciwan Rami, 32108 Bad Salzuflen, ist unter dem 
Aktenzeichen 2.2.1.C10 eine Anhörung ergangen. 
 
Diese Anhörung kann nicht zugestellt werden, da der Be-
troffene seine Erreichbarkeit nicht hergestellt hat. 
 
Gem. § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
01.02.2006 in der derzeit gültigen Fassung wird daher die 
Anhörung öffentlich zugestellt. Sie gilt als zugestellt, wenn 
seit dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wo-
chen vergangen sind.  
 
 
Der Betroffene kann die Anhörung beim Kreis Lippe, Fach-
gebiet Straßenverkehr, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 
Detmold, Zimmer 194, in Empfang nehmen. 
 
Detmold, 10.01.2014 
KREIS LIPPE 
Der Landrat 
FG Straßenverkehr 
Im Auftrag 
 
 
Römer 

Kr.Bl.Lippe 27.01.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
11 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur inter-

kommunalen Zusammenarbeit im Bereich der 
Sicherung und Nutzung öffentlichen Archiv-
guts zwischen dem Kreis Lippe und der Ge-
meinde Dörentrup  und der Stadt Oerlinghau-
sen 

 
Auf die im Amtsblatt für die Bezirksregierung, ausgegeben 
am 6. 01.2014 Nr. 1/2 (ABI.Reg.Dt. 2014, S. 1-3) bekannt-
gemachte öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur interkom-
munalen Zusammenarbeit im Bereich der Sicherung und 
Nutzung öffentlichen Archivguts zwischen dem Kreis Lippe 
und der Gemeinde Dörentrup  und der Stadt Oerlinghausen 
wird gem. 24 Abs.3 Satz 2 GkG NRW hingewiesen. Zu-
gleich wird darum gebeten, dass die beteiligten Städte und 
Gemeinden im Rahmen ihrer Satzung ebenfalls auf die Zu-
sammenarbeit hinweisen. 
 
Detmold, den 15.01.2014 
 
Kreis Lippe 
Der Landreat 
9.2.1 Revision/Recht 
Im Auftrag 
 
 
Thomas Wolf-Hegerbekermeier 

Kr.Bl.Lippe 27.01.2014 
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Stadt Blomberg 
 
12 11. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/12 

„Im Felde Ohlentrup“ im Bereich Westerholz 
der Stadt Blomberg,hier: Öffentliche Ausle-
gung 

 
Der zuständige Fachausschuss für Bauen und Umwelt der 
Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 11. Mai 2011 die 
11. Änderung des Bebauungsplanes 01/12 als Entwurf ein-
schließlich der öffentlichen Auslegung beschlossen. 
 
Ziel der Planänderungen ist die Darstellung einer Gewerbe-
flächenerweiterung südlich der Straße "Westerholz". Zu 
diesem Zweck werden u.a. Gewerbegebiete gem. § 8 
BauNVO (Baunutzungsverordnung), Verkehrsflächen, 
Grün- und naturschutzfachlich erforderliche Ausgleichsflä-
chen festgesetzt. 
 
Der Änderungsbereich betrifft die Flurstücke 79, 640, 641 
(tlw.), 679, 680, 787 bis 789, 799 bis 805 (tlw.), 888, 889 
und 890 (tlw.) in der Flur 13 der Gemarkung Blomberg. 
 
Die Lage des Änderungs-/Erweiterungsbereiches ist dem 
beigefügten Übersichtsplan zu entnehmen. 
 
Entsprechend diesem Beschluss wird hiermit gem. § 3 
Abs. 2 BauGB (Baugesetzbuch) bekannt gemacht, dass 
die Entwürfe einschließlich Begründung in der Zeit vom 
 
5. Februar bis zum 5. März 2014 (einschl.) 
 
im Fachbereich 60 – Bauen und Stadtentwicklung – der 
Stadt Blomberg, Marktplatz 2, 1. OG, während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht ausliegen. 
 
Während der Auslegungsfrist können Anregungen zu dem 
geänderten Entwurf schriftlich oder zur Niederschrift vorge-
bracht werden.  
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über die Bebauungsplanänderung 
unberücksichtigt bleiben. Ferner wird darauf hingewiesen, 
dass ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung 
unzulässig ist, wenn mit ihm nur Einwendungen geltend 
gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der öf-
fentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht 
wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
 
Umweltbezogene Informationen 
 
Folgende umweltbezogene Informationen sind verfügbar: 
Umweltbericht des Büros Kortemeier Brokmann Land-
schaftsarchitekten, Herford, von Dezember 2013 mit Infor-
mationen über die Betroffenheit und die Auswirkungen auf 
die Schutzgüter Mensch / Gesundheit, Tiere und Pflanzen, 
Boden, Wasser, Klima / Luft, Landschaft, Kultur und sons-
tige Sachgüter sowie die Darlegung der durch die Planung 
hervorgerufenen Eingriffe in Natur und Landschaft und de-
ren Ausgleich. 
 
Umweltbezogene Stellungnahmen von Trägern öffentlicher 
Belange und sonstigen Behörden zu den Themenberei-
chen landwirtschaftliche Nutzflächen, Landschaft und Na-
turhaushalt, Wasserwirtschaft, Boden- und Immissions-
schutz. 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss über den Entwurf der Änderung des Bebau-
ungsplans und die Durchführung der Öffentlichkeitsbeteili-
gung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Blomberg, den 6. Januar 2014 
 
 
Geise 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.01.2014 
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13 Öffentliche Bekanntmachung des Gesamtab-

schlusses der Stadt Blomberg zum 31.12.2011 
und Entlastung des Bürgermeisters 

 
Aufgrund des § 116 Abs. 1 in Verbindung mit § 96 
GO NRW in der derzeit gültigen Fassung hat der Rat der 
Stadt Blomberg am 18.12.2013 den vom Rechnungsprü-
fungsausschuss geprüften Gesamtabschluss zum 
31.12.2011 durch Beschluss festgestellt und dem Bürger-
meister uneingeschränkt Entlastung erteilt.  
 
Der Gesamtabschluss zum 31.12.2011 ist gemäß § 96 
Abs. 2 GO NRW dem Landrat als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde in Detmold mit Schreiben vom 07.01.2014 
angezeigt worden.  
 
Der Gesamtabschluss zum 31.12.2011 wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. Die Ergebnisrechnung sowie die Bi-
lanz sind als Anlage beigefügt. 
 
Der Gesamtabschluss zum 31.12.2011 liegt zur Einsicht-
nahme ab dem 10.02.2014 bis zur Feststellung des folgen-
den Gesamtabschlusses während der Dienststunden (mon-
tags – freitags von 08.00 – 12.00 Uhr, Montag und Diens-
tag von 14.00 – 15.30 Uhr, Donnerstag 14.00 – 18.00 Uhr) 
im Fachbereich 20 – Kämmerei und Finanzen- (Am Martini-
turm 1, 32825 Blomberg) öffentlich aus. 
 
Blomberg, den 16.01.2014 
 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Geise 

Kr.Bl.Lippe 27.01.2014 
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Stadt Detmold 
 
14 Haushaltssatzung und Bekanntmachung der 

Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2014 
 

I. 
Haushaltssatzung der Stadt Detmold für das Haus-

haltsjahr 2014 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 09.04.2013 (GV. NRW. S.194) hat der 
Rat der Stadt Detmold mit Beschluss vom 18.12.2013 fol-
gende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden voraussichtlich 
anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf                198.000.846 € 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf      

          196.650.498 € 
 
im Finanzplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender  
Verwaltungstätigkeit auf                                 190.117.939 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Ver-
waltungstätigkeit auf                                       184.091.992 € 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der       
Investitionstätigkeit auf                               8.473.352 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der  
Investitionstätigkeit auf                          29.130.257 € 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen der  
Finanzierungstätigkeit auf                     42.656.905 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen der  
Finanzierungstätigkeit auf                     27.750.000 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investi-
tionen im Haushaltsjahr 2014 erforderlich ist, wird auf 
 

15.735.005 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der 
zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 
 

20.602.762 € 
 

 
festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Eine Inanspruchnahme des Eigenkapitals soll nicht erfol-
gen. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssiche-
rung im Haushaltsjahr 2014 in Anspruch genommen wer-
den dürfen, wird auf 
 

40.000.000 € 
 
festgesetzt.  
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2014 wie folgt festgesetzt: 
 
1.  Grundsteuer: 
 
1.1 für die land- und forst- 
 wirtschaftlichen Betriebe 
 (Grundsteuer A) auf   
                192 v.H.  
 
1.2 für die Grundstücke 
 (Grundsteuer B) auf   
                495 v.H.  
 
2.  Gewerbesteuer: 
 auf     
                430 v.H.  
 

§ 7 
 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und  
Auszahlungen sowie 

Verpflichtungsermächtigungen 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 GO NRW erheblich, wenn 
sie mindestens 25.000 € betragen. 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen sind erheblich, wenn sie im Einzelfall 
den Betrag von 15.000 € überschreiten, davon ausgenom-
men sind die internen Leistungsverrechnungen und bilan-
zielle Abschreibungen im Rahmen des Jahresabschlusses. 
 
Unerheblich sind ferner alle über- und außerplanmäßigen 
Aufwendungen und Auszahlungen, die im Zusammenhang 
mit  
- dem Jahresabschluss oder  
- der Umsetzung des NKF oder  
- finanzneutralen Änderungen von Sachkonten aus finanz-
statistischen Gründen oder 
- finanzneutralen Mittelumschichtungen zwischen den Or-
ganisationsbereichen  
        - bei Strukturänderungen der Verwaltung oder 
        - im Bereich der Personalwirtschaft  
erforderlich werden.  
 
Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen 
gem. § 85 GO NRW, die auf gesetzlicher oder vertraglicher  
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Grundlage beruhen, sind als erheblich anzusehen, wenn 
sie im Einzelfall mehr als 150.000 € betragen. 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Verpflichtungs-
ermächtigungen gelten als erheblich, wenn sie im Einzelfall 
mehr als 50.000 € betragen. 
 
Die erheblichen Aufwendungen und Auszahlungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen bedürfen der vorherigen 
Zustimmung des Rates. Im Übrigen sind die über- und au-
ßerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen dem Rat zur Kenntnis zu 
bringen, sofern sie nicht geringfügig sind. Geringfügig in 
diesem Sinne sind Beträge bis zu 5.000 €. 
 

§ 8 
 

Budgets und Deckungsfähigkeiten 
 
Zur flexiblen Haushaltsführung werden gemäß § 21 Absatz 
1 GemHVO die Erträge und Aufwendungen innerhalb der 
einzelnen Organisationsbereiche mit Ausnahme 
 

- der Verfügungsmittel sowie 
- nicht zahlungswirksamer Aufwendungen (z. B. bi-

lanzielle Abschreibungen, interne Leistungsver-
rechnungen etc.) 

 
jeweils zu einem Budget verbunden, sofern nicht andere 
Deckungsvermerke gemäß § 21 Absatz 2 GemHVO (siehe 
auch „Verzeichnis der Produktsachkonten und Aufträge mit 
Deckungsvermerken“ [gelbe Seiten]) bestehen. Das Glei-
che gilt für Ein- und Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit. 
 
Die Erträge/Aufwendungen bzw. Einzahlun-
gen/Auszahlungen innerhalb der kostenrechnenden Ein-
richtungen werden zu jeweils gesonderten Budgets ver-
bunden. 
 
Innerhalb der Budgets sind die Summe der Erträge und die 
Summe der Aufwendungen für die Haushaltsführung ver-
bindlich. 
 
Für die Auszahlungsermächtigungen im investiven Teil des 
Finanzplanes gilt das „Verzeichnis der Produktsachkonten 
und Aufträge mit Deckungsvermerken“.  
 
Sämtliche Verpflichtungsermächtigungen innerhalb eines 
Produktbudgets werden gem. § 13 Absatz 2 GemHVO für 
gegenseitig deckungsfähig erklärt. Der im § 3 der Haus-
haltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflich-
tungsermächtigungen darf nicht überschritten werden. 
 

§ 9 
 

Ausweis von Investitionen in Teilfinanzplänen 
 
Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investiti-
onsmaßnahmen im Teilfinanzplan nach § 4 Absatz 4 
GemHVO wird, bezogen auf den Gesamtausgabebedarf 
von Einzelmaßnahmen, grundsätzlich auf 250.000 € fest-
gesetzt.  
 

 
 
 
 
 

 
§ 10 

 
Stellenplan 

 
Rechtsfolge bei Stellen mit einem kw.- bzw. ku.-Vermerk: 
 
kw.-Vermerk: Die Stelle entfällt beim Ausscheiden    
                      des Stelleninhabers. 
 
ku.-Vermerk: Die Stelle ist nach Ausscheiden des 
         Stelleninhabers umzuwandeln. 
 

II: 
Bekanntmachung der Haushalts- 

satzung für das Haushaltsjahr 2014 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2014 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 
Abs. 5 GO NRW dem Landrat des Kreises Lippe als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold mit Schreiben 
vom 19.12.2013 angezeigt worden. Das Anzeigeverfahren 
wurde mit Verfügung des Kreises Lippe vom 14.01.2014 
abgeschlossen. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt zur Einsicht-
nahme ab dem 27.01.2014 bei der Stadt Detmold, Pauli-
nenstr. 45, III. OG, Zimmer 3.05, 32756 Detmold öffentlich 
aus und wird dort bis zum Ende der Auslegung des Jah-
resabschlusses 2014 zur Einsichtnahme bereitgehalten 
und ist unter der Adresse www.detmold.de im Internet ver-
fügbar. 
 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO) beim Zustandekom-
men dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige 

fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-

anstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 17.01.2014 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
Heller 

Kr.Bl.Lippe 27.01.2014 
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Gemeinde Extertal 
 
15 Hebesatzsatzung über die Festsetzung der Re-

alsteuerhebesätze der Gemeinde Extertal für 
die Jahre 2014 ff. 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 01. Oktober 2013 (GV 
NRW 2013, S. 504) in Verbindung mit § 25 Grundsteuer-
gesetz in der Fassung des Gesetzes zur Reform des 
Grundsteuerrechts vom 07. August 1973 (BGBl. I S. 965), 
zuletzt geändert durch Artikel 38 G des Gesetzes vom 
19. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2794, 2844) und des § 16 
des Gewerbesteuergesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 26. Juni 2013 (BGBl. I 
S. 1809), hat der Rat der Gemeinde Extertal in seiner Sit-
zung am 18. Dezember 2013 folgende Hebesatzsatzung 
beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Steuersätze für die Realsteuern werden für die Haus-
haltsjahre 2014 ff. wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
    a) für die land- und forstwirtschaft- 
        lichen Betriebe (Grundsteuer A)  250 v.H. 
    b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 495 v.H. 
 
2. Gewerbesteuer 485 v.H. 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2014 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Hebesatzsatzung über die Festsetzung 
der Realsteuerhebesätze der Gemeinde Extertal für die 
Haushaltsjahre 2014 ff. wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit der 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentliche be- 
    kannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Ge- 
    meinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor 
    schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den  
    Mangel ergibt. 
 
32699 Extertal, den 09.01.2014 
 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.01.2014 
 
 
 
16 Bebauungsplan Nr. 07/06 der Gemeinde Exter-

tal, OT Laßbruch, für das Gebiet „Zum Frei-
bad“;. Beschluss über die Aufhebung des Auf-
stellungsbeschlusses 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
18.12.2013 den Aufstellungsbeschluss über den Bebau-
ungsplan Nr. 07/06 der Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, 
für das Gebiet „Zum Freibad“ (Beschluss des Rates der 
Gemeinde Extertal vom 11.07.2013) aufgehoben. 
 
Der Beschluss über die Aufhebung des Aufstellungsbe-
schlusses wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB 
öffentlich bekanntgemacht. 
 
gez. 
 
Hoppenberg 
Bürgermeister 
 
Extertal, 06.01.2014 
 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
FB II.1/ Da 

Kr.Bl.Lippe 27.01.2014 
 
 
 
17 23. Änderung des Bebauungsplan Nr. 03/07 

der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld / Asmis-
sen, für das Gebiet „Bahnhofstraße-
Bruchstraße-Extertalbahn“; Ansiedlung eines 
Drogeriefachmarktes Änderung im vereinfach-
ten Verfahren gemäß § 13 BauGB Öffentliche 
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlus-
ses gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
18.12.2013 den Beschluss gefasst, den Bebauungsplan Nr. 
03/07 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Ortskern Bösingfeld“, zu ändern (23. Änderung). 
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Die 23. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 03/07 der 
Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld / Asmissen, für das Ge-
biet „Bahnhofstraße-Bruchstraße-Extertalbahn“, wird nach 
den Vorschriften des § 13 BauGB (Vereinfachtes Bebau-
ungsplanänderungsverfahren) aufgestellt. 
 
Der räumliche Geltungsbereich der 23. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 03/07 der Gemeinde Extertal, OT Bö-
singfeld/Asmissen, für das Gebiet „Bahnhofstraße-
Bruchstraße-Extertalbahn“, geht aus der als Anlage beige-
fügten kartografischen Abbildung hervor, die Bestandteil 
der öffentlichen Bekanntmachung ist. 
 
Mit der Änderung des in Rede stehenden Bebauungspla-
nes sollen  die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Ansiedlung eines Drogeriefachmarktes mit einer maxi-
malen Verkaufsfläche von 700 m² im Bereich des Bruch-
marktes geschaffen werden. 
 
Der Beschluss über die 23. Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 03/07 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld / As-
missen, für das Gebiet „Bahnhofstraße-Bruchstraße-
Extertalbahn“ wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
gez. 
 
Hoppenberg 
Bürgermeister 
 
Extertal, 06.01.2014 
 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
Az.: FG II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 27.01.2014 
 
Anlage: 
 
Kartografische Abbildung „Räumlicher Geltungsbe-
reich“ 
 
23. Änderung des Bebauungsplan Nr. 03/07 der Ge-
meinde Extertal, OT Bösingfeld / Asmissen , für das 
Gebiet „Bahnhofstraße-Bruchstraße-Extertalbahn“ 
(Vereinfachtes Bebauungsplanänderungsverfahren 
gemäß § 13 BauGB) 
 

 
 

 
18 23. Änderung des Bebauungsplan Nr. 03/07 

der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld / Asmis-
sen, für das Gebiet „Bahnhofstraße-
Bruchstraße-Extertalbahn“; Ansiedlung eines 
Drogeriefachmarktes Änderung im vereinfach-
ten Verfahren gemäß § 13 BauGB Öffentliche 
Bekanntmachung der Durchführung des Ver-
fahrens der förmlichen Beteiligung der Öffent-
lichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
18.12.2013 den Beschluss gefasst, den Bebauungsplan Nr. 
03/07 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld / Asmissen, 
für das Gebiet „Bahnhofstraße-Bruchstraße-Extertalbahn“, 
zu ändern (23. Änderung). 
 
Die 23. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 03/07 der 
Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld/Asmissen, für das Ge-
biet „Bahnhofstraße-Bruchstraße-Extertalbahn“, wird im 
Verfahren gemäß § 13 BauGB (Vereinfachtes Bebauungs-
planänderungsverfahren) durchgeführt. Die Anwendung 
des „vereinfachten Bebauungsplanänderungsverfahrens“ 
ist möglich, da durch die Änderung des Bebauungsplanes 
die Grundzüge der Planung („Großflächiger Einzelhandel“ / 
„zulässige Verkaufsflächen“) nicht berührt werden. 
 
Zielsetzung der Änderung des Bebauungsplanes ist die 
Schaffung der bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen 
zur Ansiedlung eines Drogeriefachmarktes. 
 
Die Ansiedlung eines Drogeriefachmarktes soll in Art und 
Weise erfolgen, als dass ein am Standort vorhandener 
„Bau- und Gartenfachmarkt“ (maximaler Verkaufsfläche 
2.500 m²) die maximal zulässige Verkaufsfläche um 700 m² 
reduziert (maximale Verkaufsfläche 1.800 m²) und als dann 
durch die Ansiedlung eines „Drogeriefachmarktes“ (maxi-
male Verkaufsfläche 700 m²) genutzt werden kann. 
 
Da es sich bei der vorliegenden Änderung des Bebau-
ungsplans Nr. 03/07 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld 
/ Asmissen, für das Gebiet „Bahnhofstraße-Bruchstraße-
Extertalbahn“  um eine Bebauungsplanänderung handelt, 
die im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB aufge-
stellt wird,  wird von der Unterrichtung und Erörterung nach 
§ 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB (frühzeitige Öffentlichkeitsbeteili-
gung) abgesehen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich der 23. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 03/07 der Gemeinde Extertal, OT Bö-
singfeld / Asmissen, für das Gebiet „Bahnhofstraße-
Bruchstraße-Extertalbahn“, geht aus der als Anlage beige-
fügten kartografischen Abbildung hervor, die Bestandteil 
der öffentlichen Bekanntmachung ist. 
 
Der Entwurf der 23. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
03/07 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld / Asmissen, 
für das Gebiet „Bahnhofstraße-Bruchstraße-Extertalbahn“, 
bestehend aus der Planfassung und der der Planfassung 
beizufügenden Begründung, liegt in der Zeit vom  
 
04. Februar 2014 bis einschließlich 07. März 2014 
 
Im Rathaus drei der Gemeinde Extertal, Fachbereich 
„Planen und Bauen“, Mittelstraße 36, Obergeschoss, 
Raum 11, zu folgenden Zeiten zu jedermanns Einsicht 
öffentlich aus: 
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Montag, Dienstag, Mittwoch 
07:30 – 12:30 Uhr und 13:30 – 16:00 Uhr 
Donnerstag 
07:30 – 12:30 Uhr und 13:30 – 17:00 Uhr 
Freitag 07:30 Uhr – 12:00 Uhr 
 
Während der o. g. Auslegungsfrist können von jedermann 
Stellungnahmen zu dem Entwurf der in Aufstellung befind-
lichen 23. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 03/07 der 
Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld / Asmissen,  für das 
Gebiet „Bahnhofstraße-Bruchstraße-Extertalbahn“, schrift-
lich oder zur Niederschrift vorgetragen werden.  
 
Stellungnahmen, die im Verfahren der förmlichen Beteili-
gung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB („Ausle-
gung“) nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können 
gemäß § 4a Abs. 6 BauGB bei der Beschlussfassung über 
die Änderung des Bebauungsplanes unberücksichtigt blei-
ben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und 
nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Recht-
mäßigkeit des Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist. 
 
Auf folgende Bestimmung des § 47 Abs. 2 und 2a der Ver-
waltungsgerichtsordnung wird ausdrücklich hingewiesen: 
 
„Der Antrag einer natürlichen oder juristischen Person, der 
einen Bebauungsplan (eine Änderung eines Bebauungs-
planes) zum Gegenstand hat, ist unzulässig, soweit die den 
Antrag stellende Person Einwendungen geltend macht, die 
sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung (§ 3 
Abs. 2 BauGB) nicht oder verspätet geltend gemacht  hat, 
aber hätte geltend machen können, und wenn auf diese 
Rechtslage im Rahmen der Beteiligung hingewiesen wor-
den ist.“ 
 
Der Auslegungsort ist nicht barrierefrei zu erreichen. Auf 
Wunsch wird die Beteiligung aber auch in einem barriere-
frei zugänglichen Raum ermöglicht. Hierzu ist eine Kon-
taktaufnahme im Bürgerbüro, Erdgeschoss Rathaus drei,  
 
oder eine telefonische Terminabsprache unter der Telefon-
nummer 05262-402–215 möglich. 
 
gez. 
 
Hoppenberg 
Bürgermeister 
 
Extertal, 06.01.2014 
 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
Az.: FG II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 27.01.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Anlage: 
 
Kartografische Abbildung des räumlichen Geltungsbe-
reiches: 
 
23. Änderung des Bebauungsplan Nr. 03/07 der Ge-
meinde Extertal, OT Bösingfeld / Asmissen, für das 
Gebiet „Bahnhofstraße-Bruchstraße-Extertalbahn“ 
 

 
 
 
 
19 2. Satzung zur Änderung der Satzung über die 

Entwässerung der Grundstücke und den An-
schluss an die öffentliche Abwasseranlage – 
Entwässerungssatzung der Gemeinde Extertal 
vom 27. November 1991- vom 09.01.2014 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geän-
dert durch Art. 3 des Gesetzes vom 01.10.2013 (GV. NRW. 
2013, S. 564), der §§ 60, 61 des Wasser-
haushaltsgesetzes des Bundes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 07.08.2013 
(BGBl. I 2013, S. 3180 ff) sowie des § 53 des Wasserge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NRW. 1995, S. 
926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.03.2013 
(GV. NRW. 2013, S. 135 ff) und der Verordnung zur 
Selbstüberwachung von Abwasseranlagen vom 17.10.2013 
(GV NRW 2013, S. 602 ff) hat der Rat der Gemeinde Exter-
tal in seiner Sitzung am 18.12.2013 folgende 2. Satzung 
zur Änderung der Satzung über die Entwässerung der 
Grundstücke und den Anschluss an die öffentliche Abwas-
seranlage - Entwässerungssatzung - der Gemeinde Exter-
tal vom 27.11.1991 beschlossen: 
 
§ 8a ändert sich wie folgt: 
§ 8a - Zustands- und Funktionsprüfung privater Ab-
wasserleitungen  
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Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Ab-
wasserleitungen gelten die Bestimmungen der Verordnung 
zur Selbstüberwachung von Abwasseranlagen, der §§ 60, 
61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes und des 
§ 53 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen. 
 
§ 17 ändert sich wie folgt: 
§ 17 - Inkrafttreten 
 
Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer öffentli-
chen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt insoweit 
die Satzung der Gemeinde Extertal über die Entwässerung 
der Grundstücke und den Anschluss an die öffentliche Ab-
wasseranlage - Entwässerungssatzung - vom 27.11.1991 
in der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 22.07.2004 
außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
vorher  
 beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
FG I.3 - Wirtschaftsbetriebe 
AZ.: I.3 - Fr/Km 
 
32699 Extertal, 09.01.2014 
 
 
gez. 
(Hans Hoppenberg) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.01.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
20 Satzung der Gemeinde Extertal zur Festlegung 

von Fristen für die Zustands- und Funktions-
prüfung bei privaten Abwasserleitungen ge-
mäß § 53 Abs. 1 e Satz 1 LWG NRW für das 
Gebiet Nordstraße und Nordhagen vom 
09.01.2014 

 
Aufgrund von § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung 14.7.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geän-
dert durch Art. 3 des Gesetzes vom 01.10.2013 (GV. NRW. 
2013, S. 564), der §§ 60, 61 des Wasser- 
 
haushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31.7.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff, 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 07.08.2013 – 
BGBl. I 2013, S. 3180 ff.), des § 53 Abs. 1 e Satz 1 
LWG NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25.6.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 05.03.2013 (GV NRW 2013, S. 135 ff.) 
sowie der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser vom 
17.10.2013 (- SüwVO Abw - GV NRW 2013, S. 602 ff. - 
hier bezeichnet als SüwVO Abw NRW 2013), hat der Rat 
der Gemeinde Extertal am 18.12.2013 folgende Satzung 
beschlossen: 
 

§ 1 (Regelungsgegenstand) 
 
(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung privater Ab-

wasserleitungen gilt die Verordnung zur Selbstüber-
wachung von Abwasseranlagen (Selbstüberwa-
chungsverordnung Abwasser – SüwVO Abw NRW 
2013). Private Abwasserleitungen sind gemäß den 
§§ 60, 61 WHG, § 61 Abs. 1 LWG NRW sowie § 8 
Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 so zu errichten und 
zu betreiben, dass die Anforderungen an die Abwas-
serbeseitigung eingehalten werden. Hierzu gehört 
auch die ordnungsgemäße Erfüllung der Abwasser-
überlassungspflicht nach § 53 Abs. 1 c LWG NRW 
gegenüber der Gemeinde.  

 
(2) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 sind im Erd-

reich oder unzugänglich verlegte private Abwasserlei-
tungen zum Sammeln oder Fortleiten von Schmutz-
wasser oder mit diesem vermischten Niederschlags-
wasser einschließlich verzweigter Leitungen unter der 
Keller-Bodenplatte oder der Bodenplatte des Gebäu-
des ohne Keller sowie zugehörige Einsteigeschächte 
oder Inspektionsöffnungen zu prüfen. Ausgenommen 
von der Prüfpflicht sind nach § 7 Satz 2 SüwVO Abw 
NRW Abwasserleitungen, die zur alleinigen Ableitung 
von Niederschlagswasser dienen und Leitungen, die 
in dichten Schutzrohren so verlegt sind, dass austre-
tendes Abwasser aufgefangen und erkannt wird. Die 
Sat-zung gilt auch für private Abwasserleitungen, die 
Schmutzwasser einer Kleinkläranlage oder abflusslo-
sen Grube zuführen. Prüfpflichtige sind nach § 8 
SüwVO Abw NRW 2013 der Grundstückseigentümer 
(§ 8 Abs. 2 SüwVO Abw NRW 2013) bzw. der Erb-
bauberechtigte (§ 8 Abs. 6 SüwVO Abw NRW 2013). 
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(3) Nach § 53 Abs. 1 e Satz 1 Nr. 1 LWG NRW ist die 

Gemeinde zur Erfüllung ihrer Abwas-
serbeseitigungspflicht berechtigt, durch Satzung Fris-
ten für die Prüfung von Haus- und/oder Grundstücks-
anschlussleitungen festzulegen, wenn die Verordnung 
nach § 61 Abs. 2 LWG NRW (SüwVO Abw NRW 
2013) keine Fristen für die erstmalige Prüfung vor 
sieht oder wenn Sanierungsmaßnahmen an öffentli-
chen Abwasseranlagen zu planen oder durchzuführen 
sind oder wenn die Gemeinde für abgegrenzte Teile 
ihres Gebietes die öffentliche Kanalisation im Rah-
men der Selbstüberwachung nach § 61 LWG NRW 
überprüft. 

 
(4) Mit dieser Satzung macht die Gemeinde Extertal von 

ihrer Befugnis in § 53 Abs. 1 e Satz 1 Nr. 1 
LWG NRW für die in § 2 dieser Satzung bezeichneten 
Grundstücke Gebrauch. 

 
Nach § 53 Abs. 1 e Satz 1 Nr. 1 Alternative 2 
LWG NRW wird mit dieser Satzung eine Frist für die 
erstmalige Prüfung von bestehenden, privaten Ab-
wasserleitungen festgelegt, weil die Gemeinde Exter-
tal zur ordnungsgemäßen Abwasserbeseitigung um-
fangreiche Kanalsanierungs- und -
erneuerungsmaßnahmen im Bereich der öffentlichen 
Abwasseranlage durchführt. Diese Sanierungsmaß-
nahmen sind im Fremdwassersanierungskonzept der 
Gemeinde Extertal festgelegt.  

 
§ 2 (Räumlicher und persönlicher Geltungsbereich) 

 
(1) Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung um-

fasst die Grundstücke, die in den folgenden Straßen 
bzw. Straßenabschnitten liegen und an die dort vor-
handene öffentliche Abwasseranlage angeschlossen 
sind: 

 
Mittelstraße:  
Hausnummern 14, 16, 18, 20, 22, 24, 26-28, 32, 
34,  
 34a, 36-38, 40, 42, 44, 46, 48,  
 50, 52, 54, 56, 58, 62 
 

 
Nordstraße: 
Hausnummern 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 9, 10, 11, 12, 12a,  
 13, 14, 16, 17, 18, 19, 20, 21, 22, 
23, 
 
 24, 25, 26, 27, 28, 29, 30, 31, 32 
 
Nordhagen: 
Hausnummern 1, 3, 5 

 
(2) Der Grundstückseigentümer hat die Abwasserleitun-

gen seines Grundstücks auf ihren Zustand und ihre 
Funktionstüchtigkeit zu prüfen (§ 8 Abs. 2 
SüwVO Abw NRW 2013 NRW). Welche Leitungsbe-
standteile zu prüfen sind, ergibt sich aus § 7 SüwVO 
Abw NRW 2013. Ist das Grundstück mit einem Erb-
baurecht belastet, tritt nach § 8 Abs. 6 SüwVO Abw 
NRW an die Stelle des Grundstückseigentümers der 
Erbbauberechtigte. 

 
 
 
 

 
(3) Führen zu prüfende Abwasserleitungen auch über 

fremde Grundstücke, so ist derjenige zur Zustands- 
und Funktionsprüfung auf dem fremden Grundstück 
verpflichtet, dessen Abwasser durchgeleitet wird. Ei-
gentümer anderer Grundstücke, in denen diese Lei-
tungen verlaufen, haben die Prüfung des Zustandes 
und der Funktionstüchtigkeit und damit einhergehen-
de Maßnahmen zu dulden (§ 8 Abs. 5 SüwVO Abw 
NRW 2013).  

 
§ 3 (Durchführung und Frist für die Zustands- und 

Funktionsprüfung) 
 
(1) Die erstmalige Zustands- und Funktionsprüfung bei  
 bestehenden privaten Abwasseranlagen im Geltungs- 
 bereich dieser Satzung ist spätestens bis zum 
 

31.12.2015 
 
 durchzuführen. 
 
(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Ab-

wasserleitungen dürfen nur durch anerkannte Sach-
kundige gemäß § 12 SüwVO Abw NRW 2013 durch-
geführt werden. 

 
(3) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 

Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik durchgeführt wer-
den. Nach § 8 Abs. 1 Satz 4 SüwVO Abw NRW 2013 
gelten die DIN 1986 Teil 30 und die DIN EN 1610 als 
allgemein anerkannte Regeln der Technik, soweit die 
SüwVO Abw NRW 2013 keine abweichenden Rege-
lungen trifft. In § 9 SüwVO Abw NRW wird für die 
Durchführung der Zustands- und Funktionsprüfung 
auf diese allgemein anerkannten Regeln der Technik 
verwiesen. Die Gemeinde Extertal bietet durch Unter-
richtung und Beratung Hilfestellung an. 

 
§ 4 (Prüfbescheinigung) 

 
(1) Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 ist 

das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung in 
einer Bescheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO 
Abw NRW 2013 zu dokumentieren. Dabei sind der 
Bescheinigung die in § 9 Abs. 2 Satz 2 SüwVO Abw 
NRW 2013 genannten Anlagen beizufügen.  

 
(2) Diese Bescheinigung nebst Anlagen ist der Gemeinde 

Extertal durch den Grundstückseigentümer oder Erb-
bauberechtigten (§ 8 Abs. 2 bzw. Abs. 8 SüwVO Abw 
NRW 2013) unverzüglich nach Erhalt vom Sachkun-
digen vorzulegen, damit eine zeitnahe Hilfestellung 
durch die Gemeinde erfolgen kann.  

 
(3) Erfüllen Personen, welche die Zustands- und Funkti-

onsprüfung durchführen, nicht die Anforderungen an 
die Sachkunde nach den §§ 12, 13 SüwVO Abw 
NRW 2013 oder entspricht die Prüfbescheinigung 
nicht den Anforderungen in § 9 Abs. 2 SüwVO Abw 
NRW 2013, wird die Bescheinigung über die Zu-
stands- und Funktionsprüfung von der Gemeinde Ex-
tertal nicht anerkannt. 
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(4) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 

auf Zustands- und Funktionstüchtigkeit geprüft wor-
den sind, bedürfen nach § 11 SüwVO Abw NRW 
2013 keiner erneuten Prüfung, sofern Prüfung und 
Prüfbescheinigung den zum Zeitpunkt der Prüfung 
gelten-den Anforderungen entsprochen haben.  

 
§ 5 (Sanierungserfordernis) 

 
Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeitpunkt 
ergeben sich grundsätzlich aus § 10 Abs. 1 SüwVO Abw 
NRW. Über mögliche Abweichungen von den Sanierungs-
fristen in § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 kann die 
Gemeinde Extertal gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw 
NRW 2013 nach pflichtgemäßem Ermessen im Einzelfall 
entscheiden. 
 

§ 6 (Ordnungswidrigkeit) 
 
Ordnungswidrig handelt, wer die Bescheinigung über die 
Zustands- und Funktionsprüfung nach § 4 Abs. 2 SüwVO 
Abw NRW 2013 nicht der Gemeinde Extertal vorlegt. 
 

§ 7 (Inkrafttreten der Satzung) 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
FG I.3 - Wirtschaftsbetriebe 
AZ.: I.3 - Fr/Km 
 
32699 Extertal, 09.01.2014 
 
gez. 
 
 
(Hans Hoppenberg) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.01.2014 
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Stadt Horn- Bad Meinberg 
 
21 24. Sitzung des Rates der Stadt Horn-Bad 

Meinberg in der Wahlperiode 2009/2014 am 
30.01.2014 

 
Die 24. Sitzung des Rates in der Wahlperiode 2009/2014 
findet am 
 
Donnerstag, den 30.01.2014 um 18:00 Uhr 
 
im Rathaussaal im Stadtteil Horn, Marktplatz 4 statt. 
 
Tagesordnung 
 
I. Öffentlicher Teil 
 
1 Bekanntgabe des wesentlichen Inhaltes der 

in der nichtöffentlichen Sitzung des Rates 
am 05.12.2013 gefassten Beschlüsse 

 
2 Haushaltssatzung 2014 
 
3 Tierschutz der Tat e. V. 

Antrag auf Erhöhung des pauschalen Auf-
wendungsersatzes 

 
4 Satzung über die Erhebung von Elternbei-

trägen für die Offene Ganztagsschule im 
Primarbereich der Stadt Horn-Bad Meinberg 

 
5 1. Änderung des Bebauungsplanes H 24 

"Kampstraße / Hessenring", Stt. Horn 
a) Beschluss zur Stellungnahme des Krei-
ses Lippe 
b) Satzungsbeschluss 

 
6 Anregungen und Beschwerden 
 
7 Einwohnerfragestunde 
 
8 Anfragen / Mitteilungen 
 
II. Nichtöffentlicher Teil 
 
9 Städtepartnerschaft mit Villedieu-les-Poêles 

hier: Feierlichkeiten zum 40-jährigen Jubilä-
um 

 
10 Anfragen / Mitteilungen 
 
Horn-Bad Meinberg, den 22.01.2014 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.01.2014 
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Stadt Lage 
 
22 Bebauungsplan G 6 E „SB-Warenhaus“ der 

Stadt Lage im beschleunigten Verfahren gem. 
§ 13 a BauGB 

 
hier: Satzungsbeschluss vom 12.12.2013 und Inkrafttreten 
 
Räumlicher Geltungsbereich: siehe Planausschnitt 
 
Der Bebauungsplan G 6 E „SB-Warenhaus“ der Stadt Lage 
ist vom Rat der Stadt Lage in seiner Sitzung am 
12.12.2013 gemäß § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuches 
(BauGB) vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in Verbindung 
mit §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 (GV NRW 
S. 666) in den jeweils gültigen Fassungen als Satzung be-
schlossen worden.  
 
Der Satzungsbeschluss hat folgenden Wortlaut: 
 
„Der Bebauungsplan G 6 E „SB-Warenhaus“ wird unter 
Einbeziehung der zuvor gefassten Abwägungsbeschlüsse 
gem. § 10 BauGB i.V.m. § 7 GO NW als Satzung be-
schlossen.“ 
 
Redaktioneller Hinweis: 
Der Flächennutzungsplan der Stadt Lage wird gemäß 
§ 13 a Abs. 2 BauGB im Wege der Berichtigung angepasst. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt nach § 
10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) der Bebauungs-
plans G 6 E „SB-Warenhaus“ der Stadt Lage in Kraft. 
 
Lage und Umfang des Bebauungsplans G 6 E „SB-
Warenhaus“ der Stadt Lage sind aus dem in dieser Be-
kanntmachung abgedruckten Planausschnitt ersichtlich. 
Der räumliche Geltungsbereich ist im Übersichtsplan mit 
einer schwarzen unterbrochenen Linie eingegrenzt. Für die 
genaue Umgrenzung ist die Grenzeintragung im Bebau-
ungsplan G 6 E „SB-Warenhaus“ der Stadt Lage verbind-
lich. 
 
Der Bebauungsplan G 6 E „SB-Warenhaus“ der Stadt ein-
schließlich Begründung wird vom Tage dieser Bekanntma-
chung an für dauernd während der Dienststunden bei der 
Stadt Lage, Rathaus III, Lange Straße 67 (Fachteam Pla-
nen, Zimmer 204), 32791 Lage, zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten. Über den Inhalt des Bebauungsplans G 6 E 
„SB-Warenhaus“ der Stadt Lage wird auf Verlangen Aus-
kunft gegeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Hinweise 
 
1.   Unbeachtlich werden gemäß § 215 des Baugesetzbu-

ches (BauGB)  
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 
Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungspla-
nes und des Flächennutzungsplanes und  

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs, 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Lage 
geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Das gilt 
entsprechend, wenn Fehler nach § 214 
Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 

 
2.   Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 so-

wie Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von einge-
tretenen Vermögensnachteilen sowie über die Fällig-
keit und das Erlöschen von Entschädigungsansprü-
chen wird hingewiesen. 

 
3.   Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen der Sat-
zung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) der Satzungsbeschluss ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt Lage vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lage, den 10.Januar 2014 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 27.01.2014 
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23 Satzung über die Verlängerung der am 

21.12.2011 vom Rat der Stadt Lage beschlos-
senen Satzung über die Anordnung einer Ver-
änderungssperre für den Bereich „Ortskern 
Hagen“ vom 12.12.2013 

 
Aufgrund der §§ 14 und 16 des Baugesetzbuchs (BauGB) 
vom 23.09.2004 (BGBI. I 2004 S. 2414) in der zz. gelten-
den Fassung i.V.m. § 7 und § 41 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV.NW.1994 S. 666) in der zz. geltenden Fassung hat der 
Rat der Stadt Lage in seiner Sitzung am 12.12.2013 fol-
gende Satzung beschlossen: 
 

„Einziger Paragraph“ 
 
Die Geltungsdauer der Veränderungssperre wird um ein 
Jahr verlängert. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Verlängerung der am 
21.12.2011 vom Rat beschlossenen Satzung über die An-
ordnung einer Veränderungssperre für den Bereich „Orts-
kern Hagen“ vom 12.12.2013 wird hiermit gemäß § 16 
Baugesetzbuch (BauGB) öffentlich bekannt gemacht.  
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die Verlängerung 
der Anordnung der Veränderungssperre für den Bereich 
„Ortskern Hagen“ rechtsverbindlich.  
 
Lage und Umfang des von der Verlängerung der Verände-
rungssperre betroffenen Gebietes sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Lageplan ersichtlich. Für 
die genaue Abgrenzung ist die Grenzeinzeichnung im Flur-
kartenauszug zur am 21.11.2011 vom Rat beschlossenen 
Veränderungssperre verbindlich.  
 
Die Satzung über die Verlängerung der Veränderungssper-
re wird gemeinsam mit der Satzung über die bestehenden 
Veränderungssperre für den Bereich „Ortskern Hagen“ ein-
schl. Flurkartenauszug vom Tage ihrer Bekanntmachung 
an bei der Stadt Lage, Fachteam Planen, Rathaus III, 
2. Obergeschoss, Lange Straße 67, 32791 Lage, zu jeder-
manns Einsicht bereitgehalten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Hinweise  
 
1. Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 

BauGB über die form- und fristgemäße Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche für einge-
tretene Vermögensnachteile durch die Veränderungs-
sperre nach § 14 BauGB und die Vorschriften des 
§ 18 Abs. 3 BauGB über das Erlöschen der Entschä-
digungsansprüche bei nicht fristgemäßer Geltendma-
chung wird hingewiesen.  

 
2. Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen der 
Satzung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) der Satzungsbeschluss ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt Lage vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lage, den 12.12.2013 
 
 
gez. C. Liebrecht 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.01.2014 
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Stadt Lügde 
 
24 Satzung der Stadt Lügde über die Festlegung 

der Grenzen des im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles unter Einbeziehung von einzelnen 
Außenbereichsflächen im Bereich „Bollweg“ 
des Ortsteiles Sabbenhausen nach § 34 Abs. 4 
Nr. 1 und 3 BauGB - Klarstellungs- und Ergän-
zungssatzung „Bollweg“ im Ortsteil Sabben-
hausen- vom 15. Januar 2014; hier: Satzungs-
beschluss und Inkrafttreten 

 
Der Rat der Stadt Lügde hat in seiner Sitzung am 16. Sep-
tember 2013 die Satzung der Stadt Lügde über die Festle-
gung der Grenzen des im Zusammenhang bebauten Ort-
steiles unter Einbeziehung von einzelnen Außenbereichs-
flächen im Bereich „Bollweg“ des Ortsteiles Sabbenhausen 
– Klarstellungs- und Ergänzungssatzung „Bollweg“ im Orts-
teil Sabbenhausen - nach § 34 Abs. 6 i. V. m. § 10 Abs. 3 
des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 11. Juni 
2013 (BGBl. I S. 1548) in Verbindung mit §§ 7 und 41 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV. NRW. S. 666) in der zurzeit gültigen Fassung 
beschlossen.  
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Nach § 10 Abs. 3 BauGB wird der vorstehende Satzungs-
beschluss hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die Satzung der Stadt 
Lügde über die Festlegung der Grenzen des im Zusam-
menhang bebauten Ortsteiles unter Einbeziehung von ein-
zelnen Außenbereichsflächen im Bereich „Bollweg“ des 
Ortsteiles Sabbenhausen nach § 34 Abs. 4 Nr. 1 und 3 
BauGB - Klarstellungs- und Ergänzungssatzung „Bollweg“ 
im Ortsteil Sabbenhausen – in Kraft.  
 
Lage und Umfang des Satzungsbereiches sind aus dem 
dieser Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan er-
sichtlich.  
 
Die Klarstellungs- und Ergänzungssatzung „Bollweg“ im 
Ortsteil Sabbenhausen der Stadt Lügde wird mit der Be-
gründung vom Tage dieser Bekanntmachung an bei der 
Stadt Lügde, Fachbereich Planen und Bauen, Am Markt 1, 
32676 Lügde während der allgemeinen Dienststunden auf 
Dauer zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den 
Inhalt der Satzung wird auf Verlangen Auskunft gegeben.  
 
Hinweise: 
 
1. Nach § 215 Abs. 1 Nr. 1 BauGB ist eine Verletzung 

der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften unbeachtlich, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Lügde 
geltend gemacht worden sind.  

 
 
 
 
 
 

 
Nach § 215 Abs. 1 Nr. 3 BauGB sind Mängel des Ab-
wägungsvorganges ebenfalls unbeachtlich, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung gegenüber der Stadt Lügde schriftlich geltend 
gemacht worden sind.  
 
Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen.  

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 so-

wie Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch 
die Satzung eingetretenen Vermögensnachteilen so-
wie über die Fälligkeit und das Erlöschen entspre-
chender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen.  

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn 

 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,  

 
b. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden,  
 

c. der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

 
d. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.  

 
Lügde, 15. Januar 2014 
 
Stadt Lügde  
Der Bürgermeister 
 
 
Reker 

Kr.Bl.Lippe 27.01.2014 
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Gemeinde Schlangen 
 
25 Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht 

in das Wählerverzeichnis und die Erteilung 
von Wahlscheinen für die Wahl des/der Bür-
germeister/in am 09. März 2014 in der Gemein-
de Schlangen 

 
1. Das Wählerverzeichnis für die Wahlbezirke der Gemein-
de Schlangen wird in der Zeit vom 17.02.2014 bis 
21.02.2014 im Rathaus der Gemeinde Schlangen, Kirch-
platz 6, 33189 Schlangen, EG, i-punkt während der all-
gemeinen Öffnungszeiten für Wahlberechtigte zur Ein-
sichtnahme bereitgehalten. Jeder Wahlberechtigte kann die 
Richtigkeit und Vollständigkeit der zu seiner Person im 
Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. So-
fern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit und Vollständigkeit 
der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetrage-
nen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft 
zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvoll-
ständigkeit ergeben kann. Das Recht zur Überprüfung be-
steht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für 
die im Melderegister einen Sperrvermerk gemäß § 34 Abs. 
6 des Meldegesetzes eingetragen ist. Das Wählerverzeich-
nis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsicht-
nahme ist durch ein Datensichtgerät möglich. 
 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetra-
gen ist oder einen Wahlschein hat. 
 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-
ständig hält, kann während der Auslegungsfrist, spätestens 
am 21.02.2014 bis 12.15 Uhr, beim Bürgermeister der 
Gemeinde Schlangen,- Wahlamt-, Rathaus, EG, i-punkt, 
Kirchplatz 6, 33189 Schlangen Einspruch einlegen. 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur 
Niederschrift eingelegt werden. 
 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetra-
gen sind, erhalten bis spätestens zum 17.02.2014 eine 
Wahlbenachrichtigung. 
 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, 
wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wäh-
lerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, 
dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann. 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerver-
zeichnis eingetragen werden und die bereits 
einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen haben,  erhal-
ten keine Wahlbenachrichtigung. 
 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl durch 
Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk oder durch 
Briefwahl teilnehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 

 
5.1 jeder in das Wählerverzeichnis eingetragene 

Wahlberechtigte, 
 

5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetra-
gener Wahlberechtigter, wenn 
 
a) er nachweist, dass er ohne sein Verschul-

den die Einspruchsfrist gegen das Wäh-
lerverzeichnis (bis zum 21.02.2014, 
12.15 Uhr) versäumt hat, 

b) er aus einem von ihm nicht zu vertreten-
den Grund nicht in das Wählerverzeichnis 
aufgenommen worden ist. 

c) seine Berechtigung zur Teilnahme an der 
Wahl erst nach der Einspruchsfrist ent-
standen ist oder sich herausstellt. 

 
6. Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis ein-
getragenen Wahlberechtigten bis zum 07.03.2014, 
12.15 Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich oder 
schriftlich oder elektronisch beantragt werden. Diese 
Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fernschreiben, Te-
lefax, E-Mail oder durch sonstige dokumentierbare elekt-
ronische Übermittlung als gewahrt. 

 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Auf-
suchen des Wahlraumes nicht  
oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich 
macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltage, 15.00 
Uhr, gestellt werden. 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der 
beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis 
zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein 
erteilt werden. 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberech-
tigte können aus den unter 5.2 Buchstaben a) bis c) ange-
gebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahl-
scheines noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, stellen. 
 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorla-
ge einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er dazu 
berechtigt ist. 
 
7. Der Wahlberechtigte erhält mit dem Wahlschein zugleich 
 

1. einen Stimmzettel, 
2. den amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
3. den hellroten Wahlbriefumschlag. 

 
An eine andere Person als dem Wahlberechtigten werden 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen nur ausgehändigt, 
wenn die Empfangsberechtigung durch schriftliche Voll-
macht nachgewiesen wird. 
 
Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet persönlich den 
Stimmzettel, legt ihn in den  jeweils besonderen Stimmzet-
telumschlag, der zu verschließen ist, unterzeichnet die auf 
dem Wahlschein vorgedruckte Versicherung an Eides statt, 
steckt den unterschriebenen Wahlschein und den Stimm-
zettelumschlag in den besonderen Wahlbriefumschlag und 
verschließt den Wahlbriefumschlag.  
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Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem 
Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig an die an-
gegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätes-
tens am Wahltage bis 16.00 Uhr eingeht. 
 
Die Wahlbriefe werden im Bereich der Deutschen Post AG 
als Standardbrief ohne besondere Versendungsform beför-
dert. Sie können auch bei der auf dem Wahlbrief angege-
benen Stelle abgegeben werden. 
 
 
Schlangen, den 20.01.2014 
 
Der Wahlleiter für die Wahl 
des Bürgermeisters in Schlangen 
 
 
Rayczik 

Kr.Bl.Lippe 27.01.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


